
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen, 14. November 2014 

 
 

Mandantenbrief November 2014 
 

 
Sehr geehrte Mandanten, 
 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen möch-
te ich insbesondere hinweisen: 

 
Allgemeines 

· Inventur zum  31.12.2014 
Lohn 

· Behandlung von Aufwendungen für Arbeitnehmer bei Betriebsveranstaltungen 
Einkommenssteuer 

· Geschenke an Geschäftsfreunde 

· Änderungen durch das Kroatiengesetz 
Umsatzsteuer 

· Änderungen durch das Kroatiengesetz 
 
Mit freundlichem Grüßen 

 
 



 
Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung November und Dezember 2014 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag1 10.11.2014 10.12.2014 
Umsatzsteuer 10.11.20142 10.12.20143 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritäts-
zuschlag 

entfällt 10.12.2014 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag entfällt 10.12.2014 

Ende der Schonfrist  Überweisung4 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck5 

13.11.2014 15.12.2014 

7.11.2014 5.12.2014 

Gewerbesteuer 17.11.2014 entfällt 
Grundsteuer 17.11.2014 entfällt 
Ende der Schonfrist  Überweisung 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck5 

20.11.2014 
 

14.11.2014 

entfällt 
 

entfällt 
Sozialversicherung6 26.11.2014 23.12.2014 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag6 Seit dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfal-
lende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnaus-
schüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzufüh-
ren. 

 

1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-

längerung für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 

4 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-
raum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feier-
tag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt. 

5 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

6 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden 
Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Kran-
kenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage 
vor Fälligkeit (d. h. am 24.11./19.12.2014) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch 
extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
Allgemeines 
Inventur zum  31.12.2014 
Alle Jahre wieder steht die Inventur von Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen sowie bezogenen Waren an, 
hierbei ist i.d.R. der originäre Einkaufspreis anzusetzen. Sofern der Marktpreis seit Einkauf erheblich 
gesunken ist kann auch dieser angesetzt werden. 
Auch der Stand von in Auftrag befindlichen Arbeiten oder halbfertigen Maschinen/Aufträgen ist auf 
den Stichtag zu dem Wert zu ermitteln der in Rechnung gestellt werden könnte. Dabei sind Gewinn-
zuschläge und anteilige Vertriebskosten nicht zu berücksichtigen. 
Was oftmals als notwendiges Übel betrachtet wird um den Bilanzierungspflichten Genüge zu tun ist 
auch ein unerlässliches Mittel um den betriebswirtschaftlichen Erfolg eines Unternehmens auf den 
Stichtag des Wirtschaftsjahres zu ermitteln. 
 

Lohn 
Behandlung von Aufwendungen für Arbeitnehmer bei Betriebsveranstaltungen 
Aufwendungen für im überwiegend betrieblichen Interesse des Arbeitgebers durchgeführte Betriebs-
veranstaltungen dürfen pro Arbeitnehmer nicht mehr als 110 EUR inklusive Umsatzsteuer betragen. 
Außerdem dürfen maximal zwei Betriebsveranstaltungen pro Jahr durchgeführt werden. Wird die Frei-
grenze von 110 EUR überschritten, ist der Gesamtbetrag als Arbeitslohn zu versteuern.  
Bei der Berechnung der Freigrenze sind jedoch nur solche Kosten des Arbeitgebers einzubeziehen, 
die geeignet sind, beim Arbeitnehmer einen geldwerten Vorteil auszulösen. Das sind nur solche Leis-
tungen, die die Teilnehmer unmittelbar konsumieren können: 
· Kosten für die Ausgestaltung der Betriebsveranstaltung - insbesondere Mietkosten und Kosten für 

die organisatorischen Tätigkeiten eines Eventveranstalters - sind grundsätzlich nicht zu 
berücksichtigen. 

· Die zu berücksichtigenden Kosten können zu gleichen Teilen auf die Gäste aufgeteilt werden, 
sofern die entsprechenden Leistungen nicht individualisierbar sind. Aufzuteilen ist der 
Gesamtbetrag dabei auch auf Familienangehörige, sofern diese an der Veranstaltung 
teilgenommen haben. 

Der auf die Familienangehörigen entfallende Aufwand ist den Arbeitnehmern bei der Berechnung, ob 
die Freigrenze überschritten ist, jedoch nicht mehr zuzurechnen. 
Der Arbeitgeber kann diesen Arbeitslohn pauschal versteuern. Dies gilt allerdings nur dann, wenn die 
Teilnahme an der Veranstaltung allen Arbeitnehmern offen stand. 
Der Bundesfinanzhof hat die Auffassung der Finanzverwaltung bestätigt, dass es nicht auf die Dauer 
der Veranstaltung ankommt. Die Veranstaltung kann sich also auch über zwei Tage (mit Übernach-
tung) hinziehen. 
Bei den am Ende eines Jahres üblichen Weihnachtsfeiern sollte noch Folgendes beachtet werden: 
· Geschenkpäckchen bis zu einem Wert von 40 EUR inklusive Umsatzsteuer, die anlässlich solcher 

Feiern übergeben werden, sind in die Berechnung der Freigrenze einzubeziehen. 
· Geschenke von mehr als 40 EUR inklusive Umsatzsteuer sind grundsätzlich steuerpflichtiger 

Arbeitslohn und deshalb nicht bei der Prüfung der Freigrenze zu berücksichtigen. Die gezahlten 
Beträge können dann aber vom Arbeitgeber mit 25 % pauschal versteuert werden. 

· Geldgeschenke, die kein zweckgebundenes Zehrgeld sind, unterliegen nicht der 
Pauschalierungsmöglichkeit und müssen voll versteuert werden. 

Hinweis: Die Freigrenze von 110 EUR soll ab 1.1.2015 auf 150 EUR angehoben werden. Gleichzeitig 
sollen auch die auf die Begleitperson des Arbeitnehmers entfallenden Kosten in die Freigrenze von 
150 EUR mit einbezogen werden. Reisekosten und Geschenke sollen zukünftig mit in die Kosten der 
Betriebsveranstaltung eingerechnet werden. Es ist dann unbeachtlich, ob die Kosten einzelnen Ar-
beitnehmern individuell zugerechnet werden können oder ob die Gemeinkosten der Betriebsveranstal-
tungen anteilig auf die Teilnehmer umgelegt werden. Außerdem muss die Teilnahme an der Betriebs-
veranstaltung allen Betriebsangehörigen offenstehen. 
 



 
Einkommensteuer 
Geschenke an Geschäftsfreunde 
Zum Jahresende ist es üblich, Geschenke an Geschäftsfreunde zu verteilen. Deshalb sind für den 
Abzug dieser Aufwendungen als Betriebsausgaben die nachfolgenden Punkte von großer Bedeutung: 
· Geschenke an Geschäftsfreunde sind nur bis zu einem Wert von 35 EUR netto ohne Umsatzsteuer 

pro Jahr und pro Empfänger abzugsfähig. 
· Nichtabziehbare Vorsteuer (z. B. bei Versicherungsvertretern, Ärzten) ist in die Ermittlung der 

Wertgrenze mit einzubeziehen. In diesen Fällen darf der Bruttobetrag (inklusive Umsatzsteuer) 
nicht mehr als 35 EUR betragen. 

· Es muss eine ordnungsgemäße Rechnung vorhanden sein, auf der der Name des Empfängers 
vermerkt ist. Bei Rechnungen mit vielen Positionen sollte eine gesonderte Geschenkeliste mit den 
Namen der Empfänger sowie der Art und der Betragshöhe des Geschenks gefertigt werden. 

· Schließlich müssen diese Aufwendungen auf ein besonderes Konto der Buchführung „Geschenke 
an Geschäftsfreunde“, getrennt von allen anderen Kosten, gebucht werden. 

Überschreitet die Wertgrenze sämtlicher Geschenke pro Person und pro Wirtschaftsjahr den Betrag 
von 35 EUR oder werden die formellen Voraussetzungen nicht beachtet, sind die Geschenke an diese 
Personen insgesamt nicht abzugsfähig. 
Kranzspenden und Zugaben sind keine Geschenke und dürfen deshalb auch nicht auf das Konto „Ge-
schenke an Geschäftsfreunde“ gebucht werden. In diesen Fällen sollte ein Konto „Kranzspenden und 
Zugaben“ eingerichtet werden. 
Unternehmer haben bei betrieblich veranlassten Sachzuwendungen und Geschenken die Möglichkeit, 
eine Pauschalsteuer von 30 % zu leisten. Um bei hohen Sachzuwendungen eine Besteuerung mit 
dem individuellen Steuersatz des Empfängers zu gewährleisten, ist die Pauschalierung ausgeschlos-
sen, soweit die Aufwendungen je Empfänger und Wirtschaftsjahr oder je Einzelzuwendung 
10.000 EUR übersteigen. Die Zuwendungen sind weiterhin aufzuzeichnen, auch um diese Grenze 
prüfen zu können. 
Als Folge der Pauschalversteuerung durch den Zuwendenden muss der Empfänger die Zuwendung 
nicht versteuern. In einem koordinierten Ländererlass hat die Finanzverwaltung zur Anwendung dieser 
Regelung Stellung genommen. Danach ist u. a. Folgendes zu beachten: 
· Grundsätzlich ist das Wahlrecht zur Anwendung der Pauschalierung der Einkommensteuer für alle 

innerhalb eines Wirtschaftsjahres gewährten Zuwendungen einheitlich auszuüben. Es ist jedoch 
zulässig, die Pauschalierung jeweils gesondert für Zuwendungen an Dritte (z. B. Geschäftsfreunde 
und deren Arbeitnehmer) und an eigene Arbeitnehmer anzuwenden. 

· Streuwerbeartikel (Sachzuwendungen bis 10 EUR) müssen nicht in die Bemessungsgrundlage der 
Pauschalierung einbezogen werden, werden also nicht besteuert. 

· Bei der Prüfung, ob Aufwendungen für Geschenke an einen Nichtarbeitnehmer die Freigrenze von 
35 EUR pro Wirtschaftsjahr übersteigen, ist die übernommene Steuer nicht mit einzubeziehen. Die 
Abziehbarkeit der Pauschalsteuer als Betriebsausgabe richtet sich danach, ob die Aufwendungen 
für die Zuwendung als Betriebsausgabe abziehbar sind. 

· Der Unternehmer muss den Zuwendungsempfänger darüber informieren, dass er die 
Pauschalierung anwendet. Eine besondere Form ist dafür nicht vorgeschrieben. 

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass die Vorschrift voraussetzt, dass Zuwendungen oder Ge-
schenke dem Empfänger im Rahmen einer der Einkommensteuer unterliegenden Einkunftsart zuflie-
ßen. Die Norm begründet keine weitere eigenständige Einkunftsart, sondern stellt lediglich eine be-
sondere pauschalierende Erhebungsform der Einkommensteuer zur Wahl. 
Die Pauschalierungsvorschriften 
· erfassen nur solche betrieblich veranlassten Zuwendungen, die beim Empfänger dem Grunde nach 

zu einkommensteuerbaren und einkommensteuerpflichtigen Einkünften führen und begründen 
keine weitere eigenständige Einkunftsart, 

· erweitern nicht den einkommensteuerrechtlichen Lohnbegriff, sondern stellen lediglich eine 
pauschalierende Erhebungsform der Einkommensteuer zur Wahl und beziehen sich auf alle 
Geschenke an Geschäftsfreunde, und zwar unabhängig davon, ob ihr Wert 35,00 EUR 
überschreitet oder nicht. 

Nach einer Verfügung der Oberfinanzdirektion Frankfurt am Main müssen bloße Aufmerksamkeiten 
(Sachzuwendungen aus Anlass eines besonderen persönlichen Ereignisses, wie Geburtstag, Jubilä-
um) mit einem Wert bis zu 40 EUR (inklusive Umsatzsteuer) nicht mehr in die Bemessungsgrundlage 
der Pauschalsteuer einbezogen werden. 



 
Wegen der Kompliziertheit der Vorschrift sollte in Einzelfällen der Steuerberater gefragt werden. 

 

Änderungen durch das Kroatiengesetz 

Einkommensteuergesetz 
· Entschädigungen, die aufgrund eines Dienstunfalls geleistet werden, sind steuerfrei. Das gilt nun 

auch für Zahlungen an Personen, die während des Freiwilligen Wehrdienstes oder des 
Bundesfreiwilligendienstes einen Schaden erleiden, sowie für Beamte, die im zivilen Dienst einen 
gefährlichen Dienst ausüben. 

· Werden Ansprüche aus einem von einer anderen Person abgeschlossenen Vertrag entgeltlich 
erworben, gehört die Differenz zwischen Versicherungsleistung und Aufwendungen für den Erwerb 
des Versicherungsanspruchs zu den Einkünften aus Kapitalvermögen. Die Änderung betrifft 
Auszahlungen für nach dem 31.12.2014 eintretende Versicherungsfälle. Die Steuerpflicht gilt nicht 
bei der Übertragung von Lebensversicherungen aus familien- und erbrechtlichen Gründen. 

· Wiedereinführung der Fifo-Methode beim Handel mit Fremdwährungsbeträgen. Bei Anschaffung 
und Veräußerung mehrerer gleichartiger Fremdwährungsbeträge ist zu unterstellen, dass die 
zuerst angeschafften Beträge zuerst veräußert wurden. 

· Die Grenzwerte für die Abgabe einer jährlichen Anmeldung der Lohnsteuer werden von 1.000 EUR 
auf 1.080 EUR angehoben. 

· Um Unterhaltsleistungen steuerlich geltend machen zu können, muss die Identifikationsnummer 
der unterhaltenen Person angegeben werden. Verweigert der Empfänger die Mitteilung seiner 
Identifikationsnummer, kann der Zahlende diese beim Finanzamt erfragen. 

· Wird vor einem Wegzug ins Ausland Privatvermögen in das Betriebsvermögen einer 
Personengesellschaft eingebracht und anschließend die Rechtsform mehrfach gewechselt, entfällt 
der Steuerzugriff. Umwandlungen nach dem 31.12.2013 bei im Ausland ansässigen Anteilseignern 
sind nur noch mit Aufdeckung und Besteuerung der stillen Reserven zulässig. 

 

Umsatzsteuer 
Entnahme von Gegenständen bei Betriebsaufgabe 
Die Entnahme eines Gegenstands durch einen Unternehmer aus seinem Unternehmen für Zwecke, 
die außerhalb des Unternehmens liegen, wird einer Lieferung gegen Entgelt gleichgestellt, sofern der 
Gegenstand oder seine Bestandteile zum vollen oder teilweisen Vorsteuerabzug berechtigt haben. 
Ein Ingenieur entwickelte im Rahmen seines Einzelunternehmens (Ingenieurbüro) eine Maschine. 
Ende April 2001 stellte er sein Ingenieurbüro ein. Er erstellte eine Aufgabebilanz und bilanzierte u. a. 
auch die Maschine. Vorher hatte er zusammen mit seiner Ehefrau eine Kommanditgesellschaft (KG) 
gegründet, bei der er Komplementär wurde. Die bisher dem Einzelunternehmen zugeordneten Ge-
genstände (Maschine und Büroeinrichtung) übertrug der Ingenieur nicht in das 
Gesamthandsvermögen der KG, sondern überließ diese der Gesellschaft unentgeltlich zur Nutzung. 
Sämtliche Gegenstände des Sachanlagevermögens seines Einzelunternehmens wurden bei der KG 
als Sonderbetriebsvermögen des Klägers erfasst. Das Finanzamt bemaß deshalb die Umsatzsteuer-
schuld nach dem Restwert der Gegenstände zuzüglich erhaltener Zuschüsse und Sonderabschrei-
bungen. 
Der Bundesfinanzhof entschied, dass die unentgeltliche Überlassung der Wirtschaftsgüter an die KG 
zu einer Entnahme führte, weil die Unternehmereigenschaft des Ingenieurs mit Ablauf des April 2001 
endete und die Entnahmezwecke damit außerhalb des Unternehmens lagen. Die Voraussetzungen 
einer Geschäftsveräußerung waren nicht gegeben, weil keine Gegenstände des Unternehmens in die 
KG eingebracht worden waren und es damit an der Voraussetzung für eine Geschäftsveräußerung 
fehlte. 
Hinweis: Das Finanzgericht hatte keine Feststellungen dazu getroffen, wie hoch der tatsächliche 
Restwert der entnommenen Gegenstände war. Dieser könnte niedriger sein als der der Entnahme 
bisher zu Grunde gelegte Wert. Das Finanzgericht muss deshalb objektive Anhaltspunkte einer über 
den bisherigen Wertansatz möglicherweise hinausgehenden Wertminderung der entnommenen Ge-
genstände berücksichtigen. Solche Anhaltspunkte können z. B. die zeitnahe Entsorgung des ent-
nommenen Gegenstands oder auch die nachgewiesene (objektive) Funktionsuntauglichkeit der Ma-
schine sein. 



 
Änderungen durch das Kroatiengesetz 
Verschiedene Bereiche des deutschen Steuerrechts mussten wegen des Beitritts der Republik Kroati-
en zur EU angepasst werden. Das sogenannte Kroatienanpassungsgesetz wurde aber auch genutzt, 
um weitere steuerliche Änderungen unterzubringen. Soweit nichts anderes angegeben ist, gelten die 
Änderungen ab dem 1.1.2015. Betroffen sind u. a. die folgenden Bereiche: 

Umsatzsteuergesetz 
· Die Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers wird auf die Lieferung von Edelmetallen und 

unedlen Metallen sowie von Tablet-Computern und Spielekonsolen ausgeweitet. 
· Aufnahme des Regelwerks Mini-one-stop-shop (MOSS), deutsch: kleine einzige Anlaufstelle 

(KEA): Telekommunikations-, Rundfunk- und Fernsehleistungen sowie auf elektronischem Weg 
erbrachte Leistungen werden am Sitzort des privaten Leistungsempfängers erbracht. Die 
leistenden Unternehmen müssen deshalb in einer Vielzahl von Staaten umsatzsteuerliche 
Erklärungspflichten erfüllen. MOSS/KEA erleichtert den Unternehmen die praktische Handhabung, 
indem nur ein Datensatz an das Bundeszentralamt für Steuern übermittelt werden muss 
(besonderes Besteuerungsverfahren). MOSS/KEA gilt ab dem 1. Oktober 2014, ist aber erstmals 
für Besteuerungszeiträume ab dem 1.1.2015 anzuwenden. 

· Der ermäßigte Umsatzsteuersatz gilt auch für Hörbücher. 
· Eingliederungsleistungen und Leistungen zur aktiven Arbeitsförderung sowie vergleichbare 

Leistungen, die eng mit der Sozialfürsorge und der sozialen Sicherheit verbunden sind, werden von 
der Umsatzsteuer befreit. 

 


